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DitzungenimRathause .AmDonnerstag ,den11 .Jänner1923hältder
Stadtsenat undamFreitag ,den12 .Jänner der GemeinderatalsLandtag
um4UhrnachmittagseineSitzungab .DaranschliesstsicheineSit-¬
zungdesGemeinderates .

- . - .
WIENERGEMEINDERAT.

Sitzungvom9 .Jänner1923.DerBürgermeistereröffnetdieSitzungundverliestdenSpenden-¬
AngenommenohneDebattesindPost7,1013,1415 .einlauf .

AusdiesemeinleuchtendenGrundistüberall,auchbeiuns,vonderVer-¬
zinsungderVorauszahlungenabgesehenworden.

DieVorlagewirdsodannangenommen.
VB. EmmerlingerstattetdenVerwaltungsberichtderstädtischen

Elektrizitätswerke für das zweite Halbjahr 1921 .Die Werkeerzeugten
in diesemHalbjahr156,891 . 371KilowattstundenStrom .DasLeitungsnetz
inWienbeträgt. 374Kilometer,dasUeberlandnetz39 . 6Kilometer,die
FreileitungenimWienerNetz17 . 4KilometerundimUeberlandnetz259Kilo
meter .ImWienerNetzsindgegenwärtig223. 954AnschlüsseundimUeber-¬
landnetz181Anschlüssevorhanden ,die zusammen2,758 . 657Glühlampen
19 . 638Bogenlampen,43 . 299Motorenund209 . 846Zähleraufweisen .Ausser-¬
demsind 16 . 351Pauschalanlagenvorhanden .DerPersonalstandbeträgt856
Beamteund . 595Arbeiter.ImzweitenHalbjahre1921betrugendieEinnah-¬DerBürgermeisterteiltmit ,dassGR. JosefBenisch( Soz.Dem. )seinmen.794,139.352KronenunddieAusgaben.791,038.486Kronen,sodass

Mandatzurückgelegthat .DeranseinerStelleeinberufeneGR.Schery(Soz.einGewinnvon3,100. 865Kronenerzieltwurde.DazukommtnochderGe-¬
Dem) ,ist erschienenundleistetdieAngelobung. winnder BraunkohlengewerkschaftZillingdorfvon6,053 . 598Kronenundder

VB. Emmerlinglegt denBerichtder städtischen Gaswerkeüberdas Gewinnder UeberlandzentraleEbenfurthvon2 ,513 . 589Fronen .ImBergbau
zweiteHalbjahr1921vor .IndiesemJährebetrugdieErzeugnisZillingdorfwurdenimzweitenHalbjahre1921insgesamt121. 782Zentner

86 MillionenKubikmeter ,wovon48 Millionenim GaswerkSimmeringund KohleundimBergbauNeufeld1,560 . 911ZentnerKohlegewonnen .Kusser-¬
38MillionenimGaswerkLeopoldauhergestelltwurden.Davonwurden76. 2demwurden1,354. 846StückZiegelerzeugt.
Millionenverkauft,. 9MillionenfüröffentlicheBeleuchtungaufgewen-¬ GR.Schmidt(chr.soz.)begrüsstes ,dassdieDirektionderstädti-¬
det .DieLängedesRohrnetzesbetrug. 5MillionenMeter,dieAnzahlschenEäcktrizitätswerkebemühtist ,dieWerkeaufihrertechnischenHöhe
der Gasmesser248 . 000 ,für die öffentliche Beleuchtungbrannten18. 272zuerhaltenundmöglichstunabhängigvomausländischenKohlenbezugzu
Flammen.DerPersonalstandbetrug556Beamteund. 930Arbeiter.Dermachen.AuchdasBestreben,dieschlechteZillingdorferKohlederStrom-¬bei einem Umsatz von 6 Milliarden Einnahmen undAusgaben
Rechnungsabschlussweist/einenGebarungsüberschussvon6 Millionenauf .erzeugungzuzuführen,mussanerkanntwerden.Nichteinverstanden,istdie

GR. Rotter(chr. soz. )vergleichtdenUeberschussdesvorliegendenMinderheit,dassdieInvestitionennichtaugeteiltwerden,sondernimmer
HalbjahresmitdemErgebnisdesJahres1918/19,daseinenAbgangaufwiesalsBetriebskostenaufdieStrompreisegerechnetwerden.Ebensokann
undsagt ,es wurdenabsichtlich Defizite gemacht ,umeinen höherenGas- ¬
preisberechnenzukönnen.DieErzeugungist gegenüberdemvorhergehen-¬
den Jahre etwas gestiegen .ImVergleichzu grüherenJahren zeigtsich
jedoch ,dass die allgemeineTendenzdes Sinkensder Arbeitsleistungauch
in denstädtischenBetriebensehrstarkzumAusdruckkommt.DieArbeiter
fordernimmermehr ,dieProduktiongehtzurück ,einParasitentumunter
demNamenBetriebsräteundVertrauensmännermachtsichindenUnterneh-¬
mungenbreit undgegenalle nichtsozialdemokratischenArbeiterwird

manmitderTarifpolitikdesUnternehmensnichteinverstandensein .Der
Stromist heutebesondersfür die Kraftkensumentenviel zu teuer undes
ist aucheine AbwanderungvonIndustriefestzustellen ,diesicherlich
mehrals 10 %beträgt .Diese Industrien 'kehrenzur alten Anlagemit

Kohlenfeuerungzurück,weilsieihnenbedeutendilligerkommt,alsder
vomstädtischenWerkbezogeneStrom .EswärehöchsteZeit ,dassmitdie-¬
ser TarifpolitikgebrochenwirdunddieRückkehrzudemSystemderRabat-¬
tierungfür die Grossabnehmerstattfindet .Schliesslichmüsstenauch

Terrorismusgeübt.DaszusammenergibtdasResultat,dassdiestädtischenjetzt ,wodieTarifeherabgesetztwerden,diegeleistetenVorsuszahlungen
UnternehmungennichtjeneHöheerreichenkönnen,diediePrivatindustrieinentsprechenderHöhezurRückzahlunggelangen.auch
erreicht .Es müsse/gefragt werden ,was mit demMilliardentribut VB.EmmerlingbemerktinseinemSchlusswort,dassdieGemeinde

allesversuchenwird ,umdieUnternehmungenundvorallemdasElek-geschehenist ,derimheurigenJahrein derFormvonVorauszahlungen
der WienerBevölkerungabgefordertwurde .Weildie Christlichsozialen in trizitätswerk auf die höchsteLeistungsföhigkeitzu bringen .Wegender
diesemAbschluseigentlicheineverschleierteBudgetierungsehen ,damitBeschwerdenüberdieTarifpolitikverweistderReferentaufseineAus-¬
derBevölkerungabsichtlicheinHöhererGaspreisaufgelastetwerdenkön-führungeninseinemSchlusswortzudemBerichtderstädtischenGaswerke.ne ,werdensiegegendieVorlagestimmen.

DerReferentverwahrtsichgegendieBezeichnungderBetriebsräte
als Parasiten ,denn die Einführungder Betriebsräte sei durch einGe -

DerBerichtwirdsodannangenommen.
OhneDebattewirdnunzudembereitsbewilligten50,229.700Kre-¬

nenfür die maschinelleAusgestaltungderGersteputzereiimLagerhause
setzerfolgtunddieInstitutionhabesichseit Jahrensehrbewährt .einBetragvon848. 276Kals Mehrkostenbewilligtundbeschlossen,dass
DieBehauptungenRotter ' s ,dass die Gaspreisein Wiengegenüberanderendiese Summeaus Betriebsmittelzu deckenist .
Städtenzu hochsind ,erledigensich du cheTatsache ,dass inallen EbensowirdohneDebattederVerkaufvonzweiPferdenderLungen-¬
anderenStädtenweithöhereGaspreisegelten .In Brünnkostetbeispiels-¬heilstätteinSteinkiammbeschlossen .weiseeinHubikmeterGas5 tschechischeKronen,. i .umeinvielfaches
mehr,wiebeiuns.DievonRotterverlangteVerzinsungderVorauszahlun-¬
genwürdesichnichtrentieren ,dennes wären500 . ) 0Kontizuverrech-¬
den ,derPersonalaufwandfür dieseArbeitwürde600Millionenerfordern
undmitdieserSummemüsstemandchwiedernurdieKonsumentenbelasten.



StR .Professor Tandler reßeriert nun über dieFeuerbestattungsord -¬

nung .ErführtausiDerStreitumdieFeuerbestattunghateinekulturelle
eine rechtliche und eine hygienische Seite .Ich möchteauf diesenganzen
Streit ,derja schonJahrzehntedauert ,nichteingehen .MeineAufgabe
ist esheutebloss ,dieBestattungsordnungfürdieFeuerhallederStadt

Wienzuvertreten .
NebenihrenhauptsächlichtechnischenBestimmungenhat nurder

einzige § 1 grundlegendeBedeutung .Wir stehen prinzipiell aufdem

StandpunktderfakultstivenFeuerbestattung.BeiderAnmeldungeines
Todesfalles zur Bestattung wird nun alse entweder die Beerdigungoder

die Feuerbestattungverlangtwerdenkönnen .DieFeuerbestattungmuss
durchgeführtwerden ,wennderNachweiserbrachtwird ,dassderTotedie

Feuerbestattung gewünscht hat oder dass er eingeschriebenes Mitglied

eines Feuerbestattungsvereines war ,waseiner ausdrücklichenWillenser -¬

klärunggleichzuhaltenist .LiegtkeineWillensäusserungdesVerstor-¬
benen vor ,dann kann die Feuerbestattung au Antrag derHinterbliebe - ¬
nenerfolgen ,in diesemFall jedochmitgewissenEissehsankungen:Sie
hatnämlichzuunterbleiben,wennderVerstorbenenachmeisharzuseinen
LebzeiteneinegegenteiligeAeusserungabgegebenhat .Undsiehatauch
dann zu unterbleiben ,wenn jemand aus einem bestimmten beschränkten

Fersonenkreisder nächstenAnverwandtendagegenEinsprucherhebt . pgs
bestehtalsodieMöglichkeit,dasseinerderVerwandten,derAnmeldende,
die Verbrennungwünscht ;dennocherfolgt sie nicht ,wenneinanderes
MitglieddesengstenPersonenkreises,derEhegatte ,die älternKinder

. . w.dagegen Einspruch erheben .Ein solches Einspruchsrecht gilt na

türlichnurdannnicht ,wennderVerstorbeneselbstletztwilligoderan-¬
derswiedieEinäscherungnachweisbargewünschthat .Damitistzweifellos
dargetan,dassessichwirklichumeinefakultatiteFeuerbestattunghan¬

jelt : wir geben jeden das selbstverständliche Recht ,währendsei - ¬
nesLebensüberseineBestattungsartzu bestimmen,jenesSelbstbestim-¬
mungsrecht,dasihmnurdiejenigennehmenwollen ,diedieFeuerbestat-¬
tungverbietenmöchten ,undwirlassenseinenVerwandtendasRecht ,üher
die Bestattungzu bestimmen ,wobeiein genauumschriebenerKreisein
Einspruchsrechtbesitzt .

BedenkenforemsischerNatursindgleichfallsdurchdievorgeschla
gene Feuerbestattungsordnung zerstört .Diese Bedenken gehen dahin ,dass

bei Verbrennungeneine nachträglicheExhumierungnicht möglichist ,oder
rung

dass die Verbrennungvon Leschen zur Verschlei von Verbrechenhelfen
könnte .GegendieseBedenkenspricht daszahlenmässigeVarhältnisder
fo amsischenExhumierungenzur Gesamtzahlder Bestattungen .Esexistiert
eineStatistik,wonachvomJahre1877andurch25Jahre673. 580Menschen
bestattet wurdenundin derselbenZeit wurdenaus foremsischenGründen
zweiExhumierungenvorgenommen,die beide ein negatives Resultaterga¬

ben .Dagegenhabenin Deutschlanddie vielentausendenvonVerbrennungen
nochniemalsnachweisbarirgendwelcheSchwierigkeitenfür dieAufdeckung
einesKriminalfallsverursacht .Ebensozeigtsich ,dassin denLändern,
wodee LeichenverbrennungimgrossemUmfanggeübtwird ,voneinerVer- ¬
tuschungvonVerbrechendurchEinäscherungniemalsenwasbekanntgewor-¬
denist .Richtigist die Forderungder Gerichtsärzte ,dass dieTotenbe-¬
schauin zweckmässigsterWeisedurchgeführtwerde .UnddieseForderung
ist umsonotwendiger als die Totenbeschau auf demLandevielfach nicht
von Aerzten besorgt wird .Auchwir stehen auf demStandpunkt ,dassder

FotenbeschauerimAnteressederRechtspflegeundderVerhütungvonIn-¬
fektionskrankheitenseine Pflicht zu erfüllen habe ;dies aber ganzunab-¬
hängtdavon ,obderVerstorbenenachherverbranntoderbegrabenwird.
WohlaberhatinjenenFällen ,indeneneineOüduktionstattfindet,nach

unsererFeuerbestattungsverordnungderObduzent,fallseretwasbedenk-¬
lichesfindet ,zuentscheiden,obdieLeicheverbranntwerdendarfoder
nicht .WennerderMinungist ,dasseszurExhumierungkommenkönnte,
kanner die Leicheder Erdbestattungzuweisen .DurchdiesesRechtdes
Obduzentenwerdenalle Vorsichten,diein foremsischerHinsichtnotwen-¬
dig sind ,wollaufbewahrt .

BeiderVerbrennungselbstsindalleForderungenderFietätbe-¬
rücksichtigt .EsgibtStädte ,wodieAschenachder Verbrennungeinfach
denVerwandtenübergebenwird .Wirhabendiesnichtakzeptiert ,dieKap-¬
sel mitderAschewirdnichtausgefolgt ,sondernbegrabenundzwarent-¬
wederoberirdischin einerNischeoderündieErdegenausowieder
Leichnamselbst ,nuraufeinementsprechendkleinerenRaumalleBe-¬
stimmungen,welchefürdiePflegederFriedhöfebestehen,geltenauchfür
dieUrnenhaineundBegrübnisplätze.

EinWunschderOppositionwares auch ,dassausGründenderIden-¬
tifizeetungdieAnwesenheiteinesVertretersderVerwandtenbiszum
letztenAugenblickermöglichtwerde.WirhabendieseAnwesenheitzugelas-¬
sen ,solange ,bisderLeichnamdemVerbrennungsofenzugeführtist .

ImZusammenhangmitderVerbrennungsordnungist demGemeinderat
auchderTariffür dieFeuerbestattungvorgelegtworden,dessenSätzeim Verhältnis
genaudenGebührenbei Erdbegräbnissen entsprechen .Auchbezüglichder
MitwirkungvonLeichenbestattungsunternehmungenandieserFormderBe-¬
stattung,giltgenaudasselbe,wiefürErdbegräbnisse.

Wirsinddaherüberzeugt ,dessdurchdie AnnahmedieserFeuerbe-¬
stattungsordnungnichtmehrgeschieht,alsdassderfereiWillejedes
enschen ,vorseinemTodeüderseineBestattungzuentscheiden ,oder
ier freie WilleseinernächstenAnverwandten,wenndieserWilleeinheit-¬
lichist ,Berücksichtigungfindet .(LebhafterBeifallbeiderMajorität).

Vorsitzender VB .Hoss :Wirwerdenzu diesemGegenstandeineGenerl
undeineSpezialdebatteabführen .Vorhererteile ichdasWortdemHerrn

Bürgermeister .
erklärt ,BürgermeisterReumann.

ermöchteindieserAngelegenheitaucheinigesüberdieRechtslagesa-¬
gen .Er spricht die Hoffnungaus ,dass diese Debattedie strengobjekta¬
ve Prüfungder Frage bringen werde ,ob für die GemeindedieBerechtigung

eineFeuerhallezuerrichten,besteht.
In der Budgetdebattevom28 .Juni1919hat derGemeinderat

Schmitz und heutige Bundesminister für soziale Verwaltung zu derPost
von50 . 000KzwecksVorstudienwegenErrichtungeinesKrematoriumsge-¬
sprothen ,die Einstellungdieser Post als kulturkämpferischenAusfall

bezeichnetundihreStreichungbeantragt.MitkeinemWorthaterdamals
erwähntdassdurchdieErrichtungeinerFeuerbestattungshalleargend
einesetzverletztwerde.Ersprachnurdarüber ,dassdasdeutscheVolk
anderTraditionhängeunddieErdbestattungals geheiligteFietätbe-¬
trachte .Weiter meinte er ,dass es ein kulturkämpferischer Ausfall wäre ,
wenndie Feuerbestattungin Oesterreicheingeführt werdenwürde .Merk-¬
würdigerweiseist dieser kulturkämpferischeAusfallnicht bemerktwor¬
den ,WennLeichenzur Kremationin das Auslandüberführt wurden .Inei¬

nemsolchenFallewurdenauchdiekirchlishenZeremoniennichtverweigert
begüteterMenschenAllerdingshatessichgewöhnlichumLeichen

gehandelt,diesichdiekostspieligeUeberführungleistenkonnden,es
warenauch meist Begräbnissemit einer hohenStolagebührund dazeigte
es sich ,sassderKulturkampfnebensächlichunddieStolagebührdie

Haupssachewar .Am25 .April 1921ist im Gemeinderatewiederüberdie
Feuerbestattunggesprochenwirden,undzwarvomGRKummelhardtundGR.



Wettengel,inspäterenSitzungenvonderGR.MotzkoundGR.Biber,aber
alledieseoppositionellenRednerhabenmitkeinemWorteerwähnt,dass
etwaigegesetzlicheHindernissedieFeuerbestattungunmöglichmachen.

WennnundieFrageaufgeworfenwird,woraufsichderBeschluss
desGemeinderatesauf Einführungder Feuerbestattungstütze ,brauche

trotzdemsehenwir,dasssolcheHeimwehreninsLebengerufenworden
sind.WirhabenauchkeineLufterdnung,wohlabereineGeh-undBauord-¬
nungundtrotzdemwurdedemFliegenkeinegesetzlichenHindernissein
denWeggelegt .WirwerdendieFeuerbestattungdurchführen,wenndie
FeuerbestattungsordnungvomGemeinderateangenommenist .Wirtrachten

nuraufdem§79derGemeindeverfassungderStadtWienverwiesenzudabei,denfakultativenCharakterderFeuerbestattungzuwahrenundsanddazu
werden ,der der GemeindedasRechteinräumtin allen nachfreier Selbst -gernebereit ,wennes verlangtwird ,dasseineBestimmungaufgenommen
bestimmunganzuordnenundzuverfügen,wasdieInteressenderGemeinde;werdensoll ,dienochdeutlicherausspricht,dassdieFeuerbestattung

berührtundwasinnerhalbderGrenzendesselbständigenWirkungskreisesfakultativist .Wirbedauernes ,wenndieFeuerbestattungzueinemKul-¬
besorgtunddurchgeführtwerdenkann.DieGegnerführenandassesauchturkampfaufgebauschtwerdensollte ,wennSieaberdarauseinenKultur-¬
in diesem§ heisst :„ MitBeobachtungderbestehendenGesetze".Nunfragekanpfmachenwollen ,dannwerdenwirihnaufnehmen,Wirglauben ,dass
ich ,obdiebestehendenGesetzeirgendwieverletztwerdendurchdieEin-dasSelbstbestimmungsrechtfürjedenMenschen,derinWienlebt ,gelten
führungderFeuerbeststtung.Ichmussdasentschiedenvernesnen,esgibtmussundwirwerdenallesdarahsetzen,umdiesemRechtezümDurchbruch

zuverhelfen.(GrosserBeifall).keinederartigegesetzlicheBestimmung .Wennsich dieGegner
nun GR.Kunschak(chr.soz.)DerBeifall,dendieErklääungendesHerrn/auf diebeiden Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes aus denJan -
ren1909und1912berufen,sobrauchtmannurdaranzuerinnern,dassBürgermeistersbeiseinenParteigenossengefundenhaben,zeigt,dass
die EntscheidungenunterdenMinisterienBienerthund .Stürgkher -es mitdemRechtsbewusstseinderMehrheitimGemeinderatschlimmbestellt

ausdrücklichgéstattetwar .Ichglaube ,dassmanüberdieseZeitenschonser Wille .DieRechtsauffassungderHerrschendeParteiimGemeinderat
hinwegist .WirsindebenderAnschauung,dasseineHandlungstattfindenistdasWort:wasnichtverbotenist ,isterlaubt.Ichbehaupte,dass

nur

flossensind .Damalswarnatürlichallesverboten,wasimGesetznichtist .DerlangenRedekurterSinnwar:esgibt/einGesetzunddasistun-

kann,dieihreBegründungim§79derGemeindeverfassungfindet,wenn
sienichtausdrücklichgesetzlichverbotenist .

DerBürgermeisterzitiert danndievondenChristlichsozialenim
NationalrateingebrachteInterpellationin der Krematoriumsfrage ,ver-¬
liestdasSchreibendesBundesministersSchmitz,womitdieWeisunger-¬
teiltwurde,denBetriebdesKramstoriumszuuntersagenundführtdie
Gründean ,dieihnbestimmten,dieserWeisungkeineFolgezuleisten.
EntscheidungendesVerwaltungsgerichtshofeslautenoftverschieden,sie
könnennichtalsrechtsverbindlichangesehenwerden.DerBürgermeister
zitiert danndieRededesNationalratesDrSchönbauer,Mitglieddes
deutschenBeuernbundes,derimNationalratesagte:„DiebäuerlicheBe-¬
völkerunghatandemVerbotderFeuerbestattungkeinInteresse.Einal-¬

frommerter/Bauererklärtemir ,esist mirgleichgiltigobsichdieTotenWie-¬
nerverbrennenoderbegrabenlassen,WirbleibenbeiunsermFriedhof."
AufdieFrage,obichauchaufdemStandpunktestehe ,dassdasjenige,

wasnichtausdrücklichverboten,erlaubtist ,antworteich :DasRechts-¬
bewusstseinderBevölkerungwürdeaufdastiefsteerschüttert,wennwir
denStandpunktbeipflichtenwürden,dieFeuerbestattungseiverboten.

dieserRechtsgrundsatzwohlsonstin keinemKulturstaataufgestelltist .
DieAnwendungeinessolchenRechtsgrundsatzeswürdezunichtsanderem
führenalsnurAnarchie.

WendenwirdiesenGrundsatzdesHerrnBürgermeistersnureinmal
auf das Bestattungswesenan .Es ist richtig ,dass dieFeuerbestattung
nichtverbotenist .Aberes gibtverschiedeneBestattungsartenausser
ihr ,die auchnichtverbotensind ;es gibt . BadieWasserbestattung.
Mankanndie Totenauchbestatten ,indemmanihneneinenSteinumhängt
undsieinsWasserverseknt.(LebhafteZurufebeidenSozialdemokraten:

WieinHortxungarn!)DieseBestattungsartbesteht. . beiderMarine.
Eswärenunmöglich,dassirgendeineGemeindeinihren„Moheitsgewäs-¬

Undwiedann ,wennjemandsern "dieWasserbestattungeinührt,
fürseinePersondenWunschhat ,nachseinemTodeinderDonaubestattet
zuwerden?Verbotenist dasnirgends!GiltdaauchderGrundsatz:Was

nichtverbotenist ,ist erlaubt ?FrüherhabendieHindusihre"oten
in freier Luftausgesetztundverwesenlassen .DieseBestattungsartist
beiunsauchnichtverboten ,daherwäresie nachderAufSsssungdesHerrn
Bürgermeisterserlaubt.WirsindkeineHindus,aberindieserBeziehung

Wennjemandwill ,dassseinLeichnamverbranntwerdensoll ,würdeersidstehenwirnochunterdenHindus,denndortwarauchdieseArtderBe-¬frühere
inseinemRechtverletztfühlen,wenneinVerbotderKremationausge-stattunggesetzlichgeregelt.Icherinnereauchdaran,dassder/Abgeord-
sprochenwerdenwürde.WirsindauchdemHerrnBundesministerfürsozi- neteHockderin dieserFragemitIhnenin einerLiniemarschiertselbst
ale VerwaltungdäeAntwortnicht schuldiggebliebenmundhabenmitgeteilt ,die Rechtslagedahinaufgesassthat ,dass in OesterreichdieFeverbestat -
dasseseinIrrtumist ,wennbehauptetwird ,dassam17 .Dezemberdie
nbetriebsetzungdesKrematoriumsgeplantsei ,AndiesemTagehatnurdieEröffnungstattgefunden.DerBürgermeisterverliestnundieAntwort,

dieer aufdieWeisungdesPundesninistersfürsozialeVerwaltunger-¬
teilt hatunderklärt ,nochmals,dassdieseWeisungdieAufforderungzu
einerungesetzlichenHandlungdarstelle.InderBudgetdebattehatGR.
KunschakdieBehauptungaufgestellt,dessderBundesministerinBefol-¬
gungdesgeltendenRechtszustandesdenBetriebdesKrematoriumszuver-¬
bietenhabe.Demgegenüberstehei chauchdemStandpunkt,dassderBun-¬
desministergarnichtszuverbietenhat .EsistauchvomHerrenKunschak
gezagtworden,dassderLandeshauptmanndieseWeisungnichtzuüberprü¬fen ,sondernzubefolgenhatte .IchhabenundieseWeisungüberprüftund
gefunden,dassderBundesministersichgeirrthat .Esexistiertkeine

tungnichtgestattetist ,weshalber ,umsie ebenzuermöglichen,im
österreichischenAbgeordnetenhauseinendiesbezüglichenGesetzesantrag
eingebrachthat :Alldassprichtdafür,dassinOesterreichtrotzmangels
eine .VerbotesdieFeuerbestattungnichteraubtist .AberderKampfumdieFeuerbestatungspieltsichja nichtin
Oesterreichalleinab .InkeinemderStaaten,indenenheutedieFeuer
bestattungpraktischdurchgeführtwird ,ist sievorherausdrücklichver-¬
botengewesenunddochhatmansie nirgendsgestattet ,chnesiedurch
einenGesetzgebungsaktausdrücklicheinzuführen .DasjüngsteBeispielhhe
fürbietetdieTschecheslovskei.SiehatdasReichenbergerKremmtorium
übernommen ,abersie hat dort keineVerbrennungendurchführenlassen .
ebwohlsiegrundsätzlichaufdemStandpunktderFeuerbeststtungstand
TrotzdemhatsiedenaltenösterreichischenRechtszustandanerkanntund

gesetzlicheBestimmu. ,diedieFeuerrbestattungverbietet.EsgibtauchhatimApril1919erstdasgetan,wasineinemRechtsstaatgeschehenmuss:
keinGesetz,dasdie BildungvonHeimwahrengestattetund DerNationalrathatalseinendererstengesetzgeberischenAkte ,das

GesetzüberdieFeuerbestattungbeschlossen .



Dieser91istnunmitgeradezuhinterhältigerUnklarheitabge¬
st .MitBeziehungauf ihren Rechtssatzlass ,wasnicht verbotenist ,

rlaubtist ,mussmani diesenantragundieumutung,dasswirihm
zustimmensollen ,geradezueineFrivolitätsondergleichennennen.Dieso-¬
genannteanmeldungvollziehtsichjainderForm,dassirgendeineLeichen-¬
bestattungsunternehmungverstündigtwird ;sieist alsokeineGewähr
dafür ,dassdieLeichenverbrennungwirklichfakultativist .BeiIhrer
Rechtsauffassung,dassalleserlaubtsei ,wasnichtvarbetenist ,müss-¬
ten Siedesschonklippundklar imWortlautsagen .WennSiesichwei -ausdemVolke ,sendernes ertöntauchvondenStufenderUniversie
gern ,daszutun ,dannkönnenSieesunsnichtverergen,wennwirsagen,
SiebegehenentwedereineFrivolitätoderversucheneinRosstäuscherkunst-¬

stück ,daswirunsnichtgefallenlassenkönnen.Dennwasgeschieht,-¬
solangePrefesserTandlerdieseAgendenleitet ,gesteheich ,habeichdas
VertrauenzuderFührungseinesReferats- aberwasgeschieht,wenneinmal
einandererkommt,undunssagt ,indiesem§1seijadieobligatorische
Feuerbeststtungnichtverbeten?DieseunklareBestimmungwirdbesonders
denvielenarmenLeutenindenAnsteltenundSpitälernzumVerhängniswer-¬
den.WerwirddanachihremTodefeststellen,welcheArtderBestattung
siegewollthaben.BeidemGeist,derindiesenAnstaltenherrscht,wird
es niemandwagenZeugenschaftabzulegen ,dass der Verstorbeneausdrück- ¬
lichdieBeerdigunggewünschthat .DieseLeichenwerdenalsowahrschein-¬
lichalleeingeäschert.

GR.Müller(Sez.Dem.):Schrecklich!WennSieguteChristensind,
kommensieauchindenHimmel

GRKunschsk:Bedenklichist auchdieBestimmung ,dassderEin¬
spruchgegendieEinäscherungbinnen24Stundenerfolgenmuss.Angehöri-¬
ge ven Verstorbenenin auswärtigenAnstalten werdenin de Regelgar
nichtinnerhalb24Stundendavenbenachrichtigt .Siewerdanalsomit
ihremEinspruchimmerzuspätkommen.DieMehrheitwillalsenichtnur
eineRechtsverletzungbegehen,sonderngleichzeitigeineRechtsverlet-¬
zungetablieren .ImSinnederHandhabungdesRechtesmüssteunbedingt
eineandereFormulierungdes§1gewähltwerden.Rednerverweistdann
aufdieTatsache,dassdieFeuerbestattungindertschechoslovakischen
RepublikgesetzlichgeregeltseiundzitierteinzelneBestimmgenaus
diesemGesetz ,sewiederdazugehörigenVerordnung,mitdemBemerken,
dasshierklaseundgenaueBestimmungenvorliegenundderGrundzatzder
fakultativenFeuerbestattungbesondersscharfbetontunderluutertist .

DerHerrBürgermeisterhat auchgemeint ,dassderGR. Schmitz,als
erimJahre1919überdasKrematoriumsprach,keineRechtsbedenkenvor-¬
gebrachthatwährendderMinisterSchmitzdiessehrausführlichgetan
Lätte.Daistdochfestzustellen,dassderGemeinderatSchmitzimJahre
191nurzueinerprejektiertenSachealsGemeinderatStellunggenommen
hatwährenderalsMinisterineinervollendetenSacheseineAmtspflicht

rfüllthat .DerBürgermeisterglaubteauchsagenzudürfen ,dassdie
katholischenKirchewegender StolagebührengegendieFeuerbestattung
sichausspreche.DahabenSieeinmalgründlichdenebengegriffen .Fürde
es sich der Kirchenur umdie Stolagebührenhandeln ,dannbrauchtesie
die zur EinäscherungbestimmtenLeichennur einzusegnenunddieStolage-¬
buhrenwärenihrsicher .SiemüsstendannnochzuihremKremstoriumeine

Einsegnungskapellebauen.Esmutetgeradezuwiderlichan,wenneinsol-¬
cheArgumentvorgebrachtwird.(BeifallbeidenChristlichsozialen)..Sieselltendochendlicheinmalverstehen,dassessichindiesemKamp-¬
fewahrhaftignichtumkleinlicheDingehandelt.Ueberdieverschiedenen
Grundtze kannmanverschiedenerMeinungsein ,aberdeshalbdarfman
niemandzumuten,dassseineGrundsützeauslächerlichenoderunlaute¬
renBeweggründengefasstwurden .DieFragederFeuerbestattungbeschäf
tigt seit vielenJahrendieGeisterunddasfür undwiderertöntnicht

sätskanzelnunddieseFragesolltedahernichtvoneinemderartniedri-¬
genNivesubehandeltwerden .Warumhet der HerrBürgermeistergerade
derkatholischenKirchediesenVorwurfgemacht?AlsChefderplotischen
BehördeersterInstanz ,müssteer dochwissen ,dassauchdieevangeli-¬
scheKirche ,ja sogardiejüdischeKultusgemeindegegendieFeuerbestat-¬
tungsind .SiehabendenMutgegenjeneKirche ,dereinDrittelder
MitgliederdesGemeinderatesausUeberzeugungangehört,solcheVerwürfe
zu erheben .( Beifallbei denChristlichsezialen ).Dagegenmüssenwirden
schärfstenundnachdrücklichstenPretesteinlegen.Ichhabemichtnicht
miteinemWortüberdasgrundsätzlichefürederwiderderLeichenver-¬
brennunggeäussertundlediglichvomStandpunktderRechtslageunddes
RechtsbewulstseinsdieseFrageuntersucht .WirsindderfestenUeber-¬

zeugung,dassderGemeinderatesablehnenmuss,indieserSackepragma¬
tischeBeschlüssezufassen .IchstelledaherdenAntrag,dassdie-¬
VerlagezurneuerlichenUeberprüfungderRechtslageandenStadtse
zuweisenist .(LebhafterBeifallbeidenChristlichsozialen ).
EinsichtnahmeindieZinsfassienen.DerWienerMagistratteiltmit,dass
dieamtlichenZinsfassienendesJahres1914,dievendenSteueradmini¬
stratienen übernemmenwurden ,vem10 .Jänner1923an ,bei denmagistrati-¬
schenBezirksämtern(Fachrechnungsabteilungen )anWerktagenin derZeit

n8- 12UhrvermittagsdenParteienzurEinsichaufliegen.
Peg d 3 O .

AuchSiehabensichimerstenStadiumdesStreitesaufdemStand-¬punktgestellt,dassRegelungdesBestattungswesensnachderneuenBun-¬
desverfassungSachederLänderist .HeuteaberlegtderReferentdiese

Feuerbestattungsordnungvor ,deren§1erselbstalsdenpragmatischen
Bezeichnet .Dasist ebendie Bestimmung,die nicht in die Kompetenzdes
Gemeinderatesfällt ,sondernSachederGesetzgebungist .Heuteistdas
BestattungswesennochBundessache.DieneueBundesverfassungsagtaller-¬
dings ,dassin HinkunftdieRegelungdesBestattungswesensin dieKompe¬
tenzder Landtagefällt, ,dieser§ 12ist abernochnicht in Kraftgetre¬

hierten .Aber ,selbst wenner es wäre ,sie versammelnunsja heute /nicht
als Landtag,sondernals Gemeinderat ,undmassensichdahereineKompe-¬
tenzan ,dieSieabsolutnichthaben.DieBeststtungwarbisjetztSache
derBundesgesetzgebung ,siesollinZukunftSachederLandesgesetzgebung
sein ,immeraberSachederSesetzgebung .IGR .Skaret :Hierhandeltes
sich umein Statut ,das ist eine Gemeindeangelegenheit . )Ja ,dasrein
technische,wieindemKre,steriumbestattetwird,istSachedesGeminde-¬
rates .AberobüberhaupteineFeuerbestattungerfolgenkann ,dasist
SachederGesetzgebung.



GerReferentsprichtsichgegendenRückverweisungsantragaus,wel
chersodannabgelehntwird.

StRin .Metzke(chr. sez. )polemisiertgegendieAuffassungdesBür-¬
germeisters,dassdieBegelungderFeuerbestattungnach§79derGe-¬
meindeverfassungindemselbständigeWirkungskreisderGemeindegehö¬
re .Rednerinberuft sich imweiterenVerlaufihrer Ausführungenauf
einGutachtendesProfessorsHaberda,wonacheigentlichalleLeichen
vorderFeuerbestattungobduziertwerdenmüssten .Siebeklagtweiter ,
dasses für Aschenurnen. . w.keinenStrafschutzgäbe ,dadieStraf-¬
bestimmungenüberGräberschändungnichteinfachdurchAnalogieangewen-¬
detwerdenkönnten.DassindfürchterlicheLückenin derRegelungdes
Bestattungswesens ,die Sie vorhaben .Im Stadtsenat hat derBürgermeister

mitBezugaufeinenfrühergefallenenAusdruckerklärt :Ichsetzedie-¬
senrevolutionärenAkt .DasdarfeinArbeiterratsagen ,abernichtdas
OberhauptderGemeinde.IndemSiedurchdieErrichtungdesKrematorium
dasfreimaurerischeBestrebengegendieAutorität ,dieEinheitundGe-¬
schlessenheit der kirchlichen Gesellschaft unterstützen ,haben Sieauf
demWienerBodendenKulturkampfbegennenundwirsindes ,diedenuns
aufgezwungenenKampfführenwerden .Sieschaffenhier einEnteignungs-¬
gesetz ,dasdenMenschenseinesWillensberaubt,Nichtnurdiewirk-¬
lichreligiösen,sonderneinegrosseSchichtederreligiösIndifferen-¬
tenwirdsichgegenSiestellen, ,wennWiedieMängeldieserReferm
kennenundbegreifenwird.SiesetzensichaberauchimGegensatzzuallensezisldenkendenMenschen,diees als unglaublichenLeichtsinn
empfindenindenTagenderwirtschaftlichenNotsolcheNeuerungenein-¬
zuführen .DamithabenSie nicht denBefähigungsnschweis,sondernden
NachweisIhrerUnfähigkeitdieseStadtzuverwaltenAbermalserbracht.

Dr .Plaschkeg(' edenat. ):WennwirheuteindieserFrageunsere
Auffassungdarlegen,verlangenwirnichtsanderes,alsdenSchutzfür

iie Willensfreiheitjedeseinzelnen ,derdasRechthat ,für denTodes¬
fall mitseinemLeichnamzuverfügen,waser will .Wirkümmernunsauch
nicht umdie Meinungdes Rabbinersundder Religionin diesemFalle .
Fürunsist die Angelegenheiteine FragedesKulturfortschrittes .Wenn
esMenschengibt ,diedieEinäscherungnachihremTodewünschen,se
sollmanihremWillenrespektieren.WirJudenkämmfenunsmitFugund
RechtgegendieVerbrennungaussprechen,dennindenletztentausend

verbranntwordeDieLügenvomFitualmord,vonderHostienschändung,
vemschwarzenTod,vonderBrunnenvergiftungwurdenaufgewendet,um
dieseJudenverbrennungenals zulässigzuerklären .Eswurdeneigene

richtungdiesereigenartigenKrematerienhatten .InWienistdie,Brand-¬
stätte "in derInnernStadteinederletztenErinnerungenandieseZeit
ImJahre162kwurdenaufdemErdbergerMaishunderteJudenlebendig
verbranntundheutehabenwirnocheineErinnerungamJudenplatz,we

schenHunde“amScheiterhaufenverbranntwordensind.EsistheheZeit,AchtsbensereszutunalsderksthelischenBevölkreungzumTrutzeinKredassdiejenigen,derenVerfahrenlebendigverbranntwurden,ebgleichsie
desEbenbildGottestragen,nichtmehrweiterindieserStadtalsjüdi-¬scheHundebezeichnetwerdendürfenDielebendigenLeutewurdenverbrannt
währendwirheutevondenTotensprechen.Ichgebezu ,dassdieLeichn¬
berbrennungimJudentumalsnichtgestattetgilt ,aberichkannsagen,
undglaubeesnamensderMehrheitderWienerJudenerklärenzudürfen

dassdieJudenfüreinefakultativeFeuerbestattungsind,weilesnach
unsererMeinungrückschrittlichwäre,dieWillensfreiheitdeseinzelnen
durcheinallgemeinesVerbotaufzuieben.HoffentlichwirdauchdieKul-¬
tusgemeindedemUmstandRechnungtragenundverfügen,dassdieAschen
kapselnvonJudeninderderReligionentsprechendenWeisebestattet

werden .
Rednerbefasstsichdannmitdem§1derFeuerbestattungsordnungdeneralsunklarbezeichnet.ErschliessesichderMeinungKunschakan

dassnachdemWortlautediesesParagraphenauchdieobligatorischeFeuer-¬
bestattungherausgelesenwerdenkönne.InderFeuerbestattungsordnung
sollennurdiereinformalenBestimmungenenthaltensein ,welchenden
VerbrennungsaktunddiedamitzunammenhängendenFormalitätenbetreffen.
HeutesgehennochallePersonenineinempositivenGlaubensbekenntniss
unddasistauchschliesslichfürihreBestattungmassgebend.Diever-¬
schiedanstenGlaubensbekenntnisseschliessennundieFeuerbestattungaus,
weshalbesnichtangehtausfalschemEhrgefühlheraus,denvorhandenen
MöglichkeitenGewaltanzutun.NamensmeinerParteierkläreich ,dascwir
anunseremStandpunkt,dasswirfürdieFeuerbestattungeintreten,festhal-¬timmentenundunterderBedigungdafür ,wennderParagraph1entpre-¬chendgeändertwird.
. R.Preyer(Christlichs.)weistdaraufhin,dassdiegrosseMassederBe-¬

völkerungWiensgegendieFeuerbestattungist undjetztmitTerrorundGe-¬
waltin dieVerbrennungsvereinehineingetriebenwerdensoll .DenTerror ,den
siemitdenLebendentreiben,diesieinIhresozialdemokratischenOrgani-¬
sationenhinéinpressen,führensiejetztauchmitdenTotenauf .Siever-¬
letzten hier die RechteeinesgrossenTeilesder Wienerundpochenheute
aufIhreüberwältigendeMehrheitin diesemSaale. FahrenSiefort dieBe-¬
völkerungderartinihrenGefühlenzuverletztenundSiewerdensehen,
dassdieMassengegenSieentscheiden.WirwerdenunsereAufklärungserbeit
fortsetzen . undgegenIhre Pläne mit allen Mittelnauftreten .

Gr .Skaret(Sot. )wendetsichgegendieAusführungenderOppositien
UmallemZweifeludallerStreitdarüber, dieFeuerbe¬wirklich
stattung/fakultat iv lie Spitzeebzubrechenbantrageich ,dies inden
§1ausdrücklichauszusprechenmitdenWerten:„DieFeuerbestattungist
einefakdåt .ive ;sie wird . . . "Ebensesoll,umdiesenCharkkternoch
deutlicherzumachen,dieWorteeingeschaltetwerden:„siewirdüberVer

JahrensindzahlreicheJudenlebendigenbeibesaufdemScheitsrhaufenlangendesjenigen,derdieLeichezurAmmeldungbringt".Schliesslichsell
beidenWinspruchsberechtigtenPersonennochhinzugefügtwerden:„bei
MinderjährigenauchdergesetzlicheVertreter".Damitheffeichdiehaupt
sächlichstenEinwändevölligentkräftetzuhabendassKarsvannen ausgerüstet ,die Judenbrater welche die Erlaubnis zur Er -GR .Karasek ( chrsez . )bedauert es/sich ein Mannwe Pref .Tandler zur Ver

( Lahen )tretung einer seäbhenAngelegenheithergegebenhabe . /Rednererklärt die

Angelegenheitnichtvomrechtlichenundnichtvomreligiösen,sendernvom
sezialenStandpunktbetrahtenzuwellen -HabenSiebeidenWahlenderBe-¬
völkerungnichtsanderesversprochenals ein Krematerium?In einerZeit

eineTafelmitLatenischerInschriftvermeldet,dassdamals„diejür-wosevielewhnungsossind,wedieStrassenseverwahlrlestsind,habenSie
matorium hinzustellen.DiePfründnerwerdenüberdieses

Krematoriumnichtbegeistertsein.
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